
Die Einigung von Union, SPD und Grü-
nen auf ein Sondervermögen ermöglicht 
umfassende Investitionen in Infrastruk-
tur und Klimaschutz. Die Koalitionär*in-
nen müssen daraus nun ein überzeu-
gendes Programm für sichere Beschäf-
tigung und nachhaltige Wirtschaft ma-
chen. 

Ein genauerer Blick in das Sondierungs-
papier von Union und SPD zeigt jedoch 
in einem Bereich deutliche Leerstellen 
bei Chancengleichheit für Frauen in Be-
ruf, Familie und Politik. Es enthält keine 
dafür notwendigen Maßnahmen zur sor-
gesensiblen und geschlechtergerech-
ten Neugestaltung der Arbeitszeiten.  

Stattdessen sieht es Abweichungen 
vom 8-Stunden-Tag und finanzielle An-
reize für Mehrarbeit vor. Das schadet 
nicht nur der Gesundheit, sondern auch 
der Gleichstellung. Die anvisierten ar-
beitszeitpolitischen Maßnahmen könn-
ten die bestehenden Geschlechterun-
gleichheiten auf dem Arbeitsmarkt wei-
ter verschärfen.

Zudem schwächen sie den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt. Denn neben der 
Zeit für Erwerbs- und Sorgearbeit müs-
sen Erwerbstätige ausreichend Zeit für 
politisches und zivilgesellschaftliches 
Engagement haben.  
Es ist Aufgabe der nächsten Bundesre-
gierung gezielte, lebenslaufbezogene, 
arbeitszeitpolitische und sorgesensible 
Regelungen zu schaffen und beste-
hende Regelungen zu reformieren. 

Risiko für Gesundheit und 
Gleichstellung 
Lange Arbeitszeiten erhöhen Krankheitsri-
siken, Fehleranfälligkeit und Unfallgefahr 
und belasten die physische und psychische 
Gesundheit (Arlinghaus 2021). Eine Unter-
brechung der Arbeitszeit am Tag und eine 
Wideraufnahme der Arbeit am Abend ist 
kein geeignetes Vereinbarkeitsinstrument, 
da es mit einer höheren Arbeitsbelastung 
und schlechteren Work-Life-Balance ein-
hergeht (Backhaus/Lott Beitrag in Press). 
Lange Arbeitszeiten führen zu Zeitkonflik-
ten in der Familie und belasten so die Fa-
milienmitglieder (Lott/Wöhrmann 2022). 
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Abweichungen vom 8-Stunden-Tag und fi-
nanzielle Anreize für Mehrarbeit durch die 
Steuerbefreiungen für Überstundenzu-
schläge mindern damit die Produktivität, 
verschärfen Gesundheitsprobleme, belas-
ten das Privatleben und erschweren die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die 
Ersetzung der Tagesarbeitszeitbegren-
zung durch eine Wochenarbeitszeitrege-
lung gefährdet Partnerschaften und er-
schwert eine gleichberechtigte Aufteilung 
von Erwerbs- und Sorgearbeit. Eine tägli-
che Höchstarbeitszeit, wie der 8-Stunden-
Tag, kommt den alltäglichen Bedürfnissen 
von Paaren und Familien eher entgegen 
als eine wöchentliche Regelung. Die Rege-
lungen zur täglichen Höchstarbeitszeit 
müssen daher beibehalten werden.  

Darüber hinaus können die vorgeschlage-
nen Maßnahmen die Erwerbsbeteiligung 
von Frauen verringern, die nach wie vor 
den Großteil der unbezahlten Arbeit leis-
ten.  

Arbeitszeiten und Geschlecht 

Erwerbstätige Frauen leisten wöchentlich 
acht Stunden mehr unbezahlte Arbeit als 
Männer (Lott 2024). Bei Müttern kleiner 
Kinder ist der Unterschied noch größer: 
Der Gender Care Gap beträgt 15 Stunden, 
und Mütter arbeiten 44 Stunden pro Woche 
unbezahlt – mehr als eine Vollzeitstelle. 

Frauen tragen mit unbezahlter Sorgearbeit 
die Gesellschaft und Wirtschaft – das ist 
keine Freizeit. In heterosexuellen Partner-
schaften entlasten sie ihre Partner, die so 
uneingeschränkt am Arbeitsmarkt teilneh-
men können. Frauen haben oft keinen 
Spielraum für längere Arbeitszeiten, selbst 
wenn sie es wünschen, was zu finanzieller 
Abhängigkeit, begrenzten Weiterbildungs-
möglichkeiten und unzureichender Absi-
cherung führt. Alleinerziehende sind be-
sonders betroffen.

Für Frauen sind längere Arbeitszeiten da-
mit oft unrealistisch oder führen zu Doppel-
belastungen. Abweichungen vom 8-Stun-
den-Tag und eine Verlängerung der Ar-
beitszeiten könnten Frauen vermehrt vom 
Arbeitsmarkt drängen, während Männer 
bei längeren Arbeitszeiten noch weniger 
Zeit für Familie haben. Dies erhöht die Be-
lastung für Mütter und verschärft beste-
hende Ungleichheiten. Die geplante Steu-
erbefreiung benachteiligt zudem Teilzeit-
kräfte und damit vor allem Frauen. Dies 
kann den Gender Pay Gap verschärfen. 

Arbeitszeiten und Demokratie 
Wenn der Alltag von (ungleich verteilten) 
Erwerbs- und Sorgearbeitszeiten geprägt 
ist, bleibt häufig zu wenig Zeit für politi-
sches bzw. zivilgesellschaftliches Engage-
ment. Dies ist vor allem dann der Fall, 
wenn die Beschäftigten (noch) länger im 
Job arbeiten müssen. 

Die Demokratie aber braucht das Engage-
ment all ihrer Bürger*innen im Sinne einer 
„Caring Democracy“ (Tronto 2013), also ei-
ner fürsorglichen bzw. sorgesensiblen De-
mokratie. Eine funktionierende Demokratie 
braucht Demokrat*innen, die Zeit für politi-
sche und zivilgesellschaftliche Beteiligung 
aufbringen (Honneth 2023). Politisches 
und zivilgesellschaftliches Engagement ist 
in diesem Sinne Sorgearbeit: Es berück-
sichtigt die Bedürfnisse anderer und fördert 
ein gutes Miteinander (Völkle 2024). Je-
doch hat schon jetzt die Mehrheit der Er-
werbstätigen zu wenig Zeit für politisches 
bzw. gesellschaftliches Engagement.  

Nur 31 Prozent der Erwerbstätigen haben 
so viel Zeit für politisches oder gesell-
schaftliches Engagement, wie sie wün-
schen. Besonders betroffen sind Frauen 
(28 Prozent) und Mütter (20 Prozent), wäh-
rend Männer (34 Prozent) und Väter 
(32 Prozent) mehr Zeitwohlstand haben. 
Dies spiegelt den Gender Care Gap wider, 
da Väter deutlich weniger unbezahlte Ar-
beit leisten. 
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Abweichungen vom 8-Stunden-Tag und fi-
nanzielle Anreize für Mehrarbeit durch die 
Steuerbefreiungen für Überstundenzu-
schläge könnten den ohnehin knappen 
Zeitrahmen für politisches und gesell-
schaftliches Engagement weiter einschrän-
ken – für alle Beschäftigten, besonders 
aber für Frauen und Mütter, die bereits jetzt 
unter erheblichem Zeitmangel leiden. 

Hinzu kommt der seit der Corona-Pande-
mie eingetretene politische Vertrauensver-
lust, besonders unter Müttern (Höver-
mann/Kohlrausch 2022). Die Bundesregie-
rung reagierte kaum, und familienpolitische 
Maßnahmen blieben aus. Das Sondie-
rungspapier verspricht hierzu wenig Ver-
besserung. 

Die Maßnahmen, die das Sondierungspa-
pier vorsieht, bergen damit das Risiko, 
nicht nur die Geschlechtergleichheit, son-
dern auch die Demokratie weiter zu schwä-
chen. Es braucht im Gegenteil sorgesen-
sible und geschlechtergerechte Arbeitszei-
ten. 

Eine sorgesensible Arbeitszeitpolitik 
bedeutet Gleichstellungspolitik 
Unbezahlte Sorgearbeit ist essenziell für 
die Wirtschaft und Gesellschaft. Erwerbs-
arbeitszeiten müssen zu den sich im Le-
benslauf wandelnden Arbeits- und Lebens-
realitäten der Beschäftigten passen und sie 
in ihren sich gleichfalls wandelnden Bedürf-
nissen unterstützen.  

Nur so werden Geschlechterungleichhei-
ten am Arbeitsmarkt verhindert und die Ge-
sundheit, das Wohlbefinden und die Pro-
duktivität der Beschäftigten gefördert. Dies 
stärkt die Wirtschaft und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt langfristig und festigt 
die Demokratie.  

Es bedarf damit einer sorgesensiblen, le-
benslauforientierten Arbeitszeitpolitik. Eine 
solche Arbeitszeitpolitik berücksichtigt be-
zahlte und unbezahlte Arbeit, die beide eng 
miteinander verknüpft sind. Sie ermöglicht 
es Beschäftigten, Sorge- und Erwerbsar-
beit zu vereinbaren, ohne berufliche Nach-
teile befürchten zu müssen. Eine sorgesen-
sible Arbeitszeitpolitik ist daher unerläss-
lich für Geschlechtergerechtigkeit.

“Ich habe derzeit genügend Zeit zur Verfügung, mich politisch oder gesellschaftlich so stark zu engagieren,  
wie ich es wünsche.“ 

 
Quelle: Soziale Lebenslagen-Projekt des WSI, Datenerhebung Aug-Dez ´23, telefonische Befragung, N=4.118, 
davon 2.915 Erwerbspersonen  
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Eine sorgesensible und geschlechter-
gerechte Arbeitszeitpolitik braucht gute 
tarifliche Regelungen und ein starkes 
Arbeitszeitgesetz 

Eine sorgesensible und geschlechterge-
rechte Arbeitszeitpolitik stärkt die Zeitsou-
veränität der Beschäftigten. Ihre Umset-
zung erfordert eine starke betriebliche Mit-
bestimmung und Tarifbindung. Schon 
heute bieten Tarifverträge den Beschäftig-
ten flexible Lösungen, etwa befristete Ar-
beitszeitreduzierungen für Eltern und Pfle-
gende. 

Tarifverträge entbinden die nächste Bun-
desregierung jedoch nicht von der Pflicht, 
klare gesetzliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen. Ein starkes Arbeitszeitgesetz mit 
verbindlichen Regelungen ist essenziell – 
sowohl als Grundlage für betriebliche und 
tarifliche Vereinbarungen als auch für den 
Schutz jener Beschäftigten, die nicht durch 
Tarifverträge oder Mitbestimmung vertre-
ten sind. Besonders Frauen arbeiten häufig 
in Branchen mit geringer Tarifbindung, 
weshalb gesetzliche Regelungen zu Ar-
beits- und Ruhezeiten unverzichtbar blei-
ben. 

Was zu tun ist 

Die neue Bundesregierung hat die Auf-
gabe, gezielte arbeitszeitpolitische und 
sorgesensible Regelungen zu schaffen 
bzw. bestehende Regelungen zu reformie-
ren. Zu nennen sind hier vier wesentliche 
Maßnahmen: 

• die längst überfällige Einführung der 
zehntägigen bezahlten Freistellung 
von Vätern und zweiter Elternteile 
nach der Geburt und damit die Um-
setzung der EU-Vereinbarkeits-Richtli-
nie 

• die Ausweitung der Partnermonate 
beim Elterngeld, um die partner-
schaftliche Inanspruchnahme durch 
beide Elternteile zu intensivieren und 
damit insbesondere die Nutzung durch 
die Väter zu stärken 
(Pfahl/Reuyß 2022) 

• die Reform des Brückenteilzeitge-
setzes zur erleichterten Umsetzung in 
der Praxis, insbesondere durch eine 

Ausweitung des Geltungsbereichs 
(derzeit erst ab 45 Beschäftigten), die 
stärkere Berücksichtigung individueller 
Arbeitszeitwünsche bei der Wiederauf-
stockung sowie eine flexiblere Anpas-
sung und Inanspruchnahme während 
der Laufzeit 

• die Einführung einer steuerfinan-
zierten Entgeltersatzleistung für 
pflegende Angehörige für die im 
Pflegezeitgesetz vorgesehene berufli-
che Auszeit (ähnlich dem Elterngeld) 
sowie finanzielle Unterstützung für 
pflegende Angehörige bei reduzierter 
Arbeitszeit. 

Weitreichendere gesetzliche Maßnahmen 
sind darüber hinaus überfällig. Beschäf-
tigte brauchen ein Recht auf Arbeitszeit- 
und Arbeitsortgestaltung mit klaren Durch-
setzungsmechanismen. Eine solche Maß-
nahme ist etwa das Wahlarbeitszeitge-
setz, das Teil des vom Deutschen Juristin-
nenbund e.V. (2021) vorgeschlagenen 
Gleichstellungsgesetzes in der Privatwirt-
schaft ist. Ein solches Wahlarbeitszeitge-
setz sieht vor, die Vor-Ort-Akteure in den 
Unternehmen darauf zu verpflichten, ei-
genverantwortlich flexible, vereinbarkeits- 
und gesundheitsförderliche Arbeitsarran-
gements für das eigene Unternehmen zu 
entwickeln und umzusetzen. 

Eine weitere Maßnahme ist die Umsetzung 
von zeitpolitischen Konzepten wie dem Op-
tionszeitenmodell (Jurczyk/Mückenber-
ger 2020), das zeitliche Ziehungsrechte 
nicht nur für Kinderbetreuung, Pflege und 
Weiterbildung vorsieht, sondern auch für 
ehrenamtliches Engagement. Das Opti-
onszeitenmodell stärkt damit die Demokra-
tie und unterstützt Beschäftigte dabei, be-
zahlte und unbezahlte Arbeit im Alltag und 
über den gesamten Lebensverlauf hinweg 
partnerschaftlich und fair zu gestalten. Es 
setzt auf eine gerechte Verteilung von Er-
werbs- und Sorgearbeit zwischen den Ge-
schlechtern und stärkt nicht nur die Gleich-
stellung, sondern auch das Recht auf Für-
sorge – für sich selbst, für Kinder, pflege-
bedürftige Angehörige, die Nachbarschaft 
und letztlich für unsere Gesellschaft und 
gemeinsame demokratische Werte.  
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